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Kapitel 1 

Einleitung 
1. Kapitel: Einleitung 

A. Problemaufriss 
A. Problemaufriss 

Die Mühlen der Justiz mahlen langsam – zu langsam?! Das Thema „Überlange 
Gerichtsverfahren“ erhitzt in der Bundesrepublik Deutschland seit Langem die 
Gemüter.1 Bereits 1952 kritisierte Walter Breithaupt in einem Aufsatz die Si-
tuation der niedersächsischen Justiz und sprach vom „Stillstand der Rechts-
pflege“2. Vielfach ist in der Literatur auf die Gefahren hingewiesen worden, 
die von einer überlangen Verfahrensdauer ausgehen können.3 Nach über 60 
Jahren hat das Thema keinesfalls an Bedeutung und Aktualität eingebüßt. So 
zeigen Ergebnisse der Evaluation des Rechts- und Justizstandorts Bayern aus 
dem Jahr 2012, dass etwa 44,3 % der befragten Bürger mit der Dauer von Ge-
richtsverfahren vor bayerischen Gerichten unzufrieden waren.4 Bei den Unter-
nehmen lag dieser Anteil sogar bei knapp 62 %.5 Dieses Meinungsbild über-
rascht angesichts von Statistiken, die der deutschen Justiz auch im europäi-
schen Vergleich ein gutes Zeugnis bezüglich der durchschnittlichen Verfah-
rensdauer ausstellen. So betrug die durchschnittliche Verfahrensdauer im Jahr 
2014 vor deutschen Amtsgerichten6 in erster Instanz in Zivilsachen 4,8 

                                                           
1 Zur Klarstellung sei angemerkt, dass der Begriff der „Überlänge“ in der vorliegenden 

Arbeit synonymisch zur „Unangemessenheit der Verfahrensdauer“ verwendet wird. Zur 
rechtshistorischen Dimension dieser Diskussion siehe exemplarisch Brett, Verfahrensdauer, 
S. 21 ff.; Steger, Überlange Verfahrensdauer, S. 17 ff.  

2 So die Überschrift bei Breithaupt, DRiZ 1952, 128 (128). 
3 Siehe bspw. Grunsky, Grundlagen des Verfahrensrechts, S. 219 ff.; Gerking, in: 

Schmidtchen/Weth (Hrsg.), Der Effizienz auf der Spur, S. 38 ff.; Steger, Überlange Verfah-
rensdauer, S. 50 ff. 

4 BStMdJ/RAK München/u.a., Evaluation, http://www.justiz.bayern.de/imperia/md/con-
tent/stmj_internet/aktuelles/ergebnisse_evaluation.pdf, zuletzt geprüft am: 28.07.2016, S. 
21. 

5 BStMdJ/RAK München/u.a., Evaluation, http://www.justiz.bayern.de/imperia/md/con-
tent/stmj_internet/aktuelles/ergebnisse_evaluation.pdf, zuletzt geprüft am: 28.07.2016, S. 
66. 

6 StBA, Fachserie 10 Reihe 2.1, https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thema-
tisch/Rechtspflege/GerichtePersonal/Zivilgerichte.html, zuletzt geprüft am: 28.07.2016, S. 
26. 
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Monate; vor Landgerichten7 dauerte ein erstinstanzliches Verfahren durch-
schnittlich 9,1 Monate.  

Diese vorbildlichen Werte dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
es gleichwohl Gerichtsverfahren gibt, deren Dauer das Maß des zeitlich Ange-
messenen überschreitet. Da effektive Rechtsschutzinstrumente in der Vergan-
genheit fehlten, standen betroffene Verfahrensbeteiligte einer unangemessenen 
Verfahrensdauer oftmals ohnmächtig gegenüber. Der Gang nach Straßburg 
zum EGMR war für viele die letzte Hoffnung auf der Suche nach Gerechtig-
keit. Die Bundesrepublik Deutschland wurde erstmals im Rechtsstreit Kö-
nig./.Deutschland im Jahre 1978 vom EGMR wegen der unangemessenen 
Dauer eines Gerichtsverfahrens verurteilt.8 Die sich daran anschließende Fest-
stellung Kloepfers, es bestehe eine verfassungsrechtliche Pflicht zur Einfüh-
rung eines Rechtsbehelfs gegen grundrechtswidrige Verfahrensverzögerungen 
verschallte ungehört.9  

Reformbemühungen, welche die Beschleunigung der Gerichtsverfahren 
zum Ziel hatten, trugen in der Vergangenheit nicht wesentlich zur Verbesse-
rung der Situation bei. Nach unzähligen Verurteilungen der Bundesrepublik 
Deutschland durch den EGMR wegen unangemessen langandauernder Ge-
richtsverfahren10 war der Gerichtshof im September 2010 mit seiner Geduld 
endgültig am Ende. In der Entscheidung Rumpf./.Deutschland attestierte der 
EGMR der Bundesrepublik ein strukturelles Problem bezüglich überlanger Ge-
richtsverfahren und setzte dem deutschen Gesetzgeber eine Jahresfrist zum 
Handeln. Deutschland solle endlich seinen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
nachkommen und Rechtsschutzinstrumente schaffen, die es dem Bürger er-
möglichen, sich effektiv gegen überlange Gerichtsverfahren zu wehren.11 Die-
ser Forderung kam der Gesetzgeber mit dem Gesetz über den Rechtsschutz bei 
überlangen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren12 
(ÜGRG), welches am 03. Dezember 2011 in Kraft trat, nach und normierte in 
§ 198 Abs. 1 S. 1 GVG einen neuartigen, staatshaftungsrechtlichen Entschädi-
gungsanspruch. Daneben wurde mit der Verzögerungsrüge (§ 198 Abs. 3 

                                                           
7 StBA, Fachserie 10 Reihe 2.1, https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/

Rechtspflege/GerichtePersonal/Zivilgerichte.html, zuletzt geprüft am: 28.07.2016, S. 56. 
8 EGMR (Große Kammer), Urt. v. 28.06.1978 – Nr. 6232/73 (König./.Deutschland), Hu-

doc. 
9 Kloepfer, JZ 1979, 209 (216). 
10 Bis Ende 2013 wurde in 102 Fällen ein Verstoß gegen das Recht auf angemessene 

Verfahrensdauer festgestellt, EGMR, Violation by Article and by State 1959-2013, 
http://www.echr.coe.int/Documents/Stats_violation_1959_2013_ENG.pdf, zuletzt geprüft 
am: 28.07.2016. Im Zeitraum von Mitte 2006 bis 2010 hat die Bundesrepublik mehr als eine 
halbe Million Euro Schadensersatz wegen überlanger Verfahrensdauer an betroffene Ver-
fahrensbeteiligte gezahlt, Kotz, ZRP 2011, 85 (86).  

11 EGMR NJW 2010, 3355 (3358, Rn. 73).  
12 BGBl. 2011 I, S. 2302. 
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GVG) ein Rechtsschutzinstrument geschaffen, welches den Eintritt einer un-
angemessenen Verfahrensdauer bereits präventiv verhindern soll.  

Die langanhaltende Diskussion über unangemessen lange Gerichtsverfahren 
und die dagegen bestehenden Rechtsschutzmöglichkeiten hat damit einen vor-
läufigen Höhepunkt erreicht. Aus diesem Anlass beleuchtet die vorliegende 
Arbeit die grundgesetzlichen und völkerrechtlichen Anforderungen an ein ef-
fektives Rechtsschutzsystem im Hinblick auf überlange Gerichtsverfahren und 
geht der Frage nach, inwiefern die Rechtslage vor und nach Inkrafttreten des 
ÜGRG diesen gerecht wird. Im Fokus der Untersuchung stehen dabei die durch 
das ÜGRG geschaffenen Rechtsschutzmöglichkeiten – die Verzögerungsrüge 
sowie der neu geschaffene Entschädigungsanspruch, dessen Haftungstatbe-
stand, Rechtsfolgen sowie gerichtliche Durchsetzung. In diesem Zusammen-
hang wird der Schwerpunkt der Darstellung auf gerichtliche Verfahren gelegt, 
die dem Anwendungsbereich der ZPO unterliegen. Berücksichtigt werden aber 
ebenso Judikate, die in anderen Gerichtsbarkeiten bezüglich der 
§§ 198 ff. GVG inzwischen ergangen sind, soweit ihnen über die jeweilige Ge-
richtsbarkeit hinaus Bedeutung beizumessen ist. 

B. Gang der Untersuchung 
B. Gang der Untersuchung 

Da ein Schwerpunkt dieser Arbeit auf der Exegese der Rechtsnormen des 
ÜGRG liegt, schließt das erste Kapitel mit einem kurzen Überblick über die 
der Untersuchung zugrunde gelegten Auslegungsmethodik unter besonderer 
Berücksichtigung der völkerrechts- und verfassungskonformen Auslegung.  

Das zweite Kapitel skizziert den normativen Anknüpfungspunkt des Rechts 
auf angemessene Verfahrensdauer und analysiert, nach welcher Vorgehens-
weise der EGMR und das BVerfG entscheiden, ob eine unangemessene Ver-
fahrensdauer vorliegt.  

Kapitel drei widmet sich dem Thema des Rechtsschutzes gegen überlange 
Gerichtsverfahren. Einführend wird kurz darauf eingegangen, welche Formen 
des Rechtsschutzes es gibt (A.). Im Anschluss daran wird geklärt, woraus sich 
der Anspruch auf Rechtsschutz gegen überlange Gerichtsverfahren auf völker- 
und verfassungsrechtlicher Ebene ableiten lässt, welchen Anforderungen die-
ser genügen muss (B.) und ob und inwieweit die Rechtsschutzmöglichkeiten 
vor Inkrafttreten des ÜGRG diesen gerecht geworden sind (C.). Unter Gliede-
rungspunkt D. werden sodann die Rechtsschutzmöglichkeiten nach Inkrafttre-
ten des ÜGRG, schwerpunktmäßig der Entschädigungsanspruch aus § 198 
Abs. 1 S. 1 GVG (D. II.), näher analysiert. Im Mittelpunkt stehen dabei der 
Haftungstatbestand (D. II. 1.), die Rechtsfolgen (D. II. 2.), die Über-
gangsvorschriften (D. II. 4.) sowie die gerichtliche Durchsetzung des Entschä-
digungsanspruches (D. II. 5.). Nachfolgend (D. III.) werden die Auswirkungen 
des ÜGRG auf präventive und sekundäre Rechtsschutzinstrumente, die vor 


